
„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ in Hessen
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grussWOrT ▶ 3

sie werden als Verschwörungstheoretiker, harmlose spinner

oder papierterroristen bezeichnet, weil sie behörden, Ämter

und andere öffentliche stellen mit einer flut aus anträgen, be-

schwerden und Widersprüchen überschwemmen. die rede

ist von „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“. sie lehnen die

bundesrepublik deutschland als staat sowie rechtssystem

und staatsorgane ab. diejenigen, die zugleich rassismus oder

antisemitismus, fremdenfeindlichkeit, übersteigerten nationa-

lismus oder völkischen Kollektivismus propagieren, sind als

rechtsextremistisch anzusehen.

mitunter widersetzen sich „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ behördlichen maßnahmen und

leisten passiven oder aktiven Widerstand. dieser äußert sich beispielsweise in der Verweige-

rung des Vorzeigens amtlicher dokumente bei Kontrollmaßnahmen, der Weigerung, kom-

munale abgaben und gebühren zu entrichten oder der ignoranz gegenüber gerichtlichen

pfändungsbeschlüssen. Vertreter oder fürsprecher der szene versenden umfangreiche ver-

meintlich juristische schreiben an die betroffenen behörden, welche die hoheitliche legiti-

mität oder die rechtmäßigkeit von Verwaltungsakten in abrede stellen. der schriftwechsel

soll dazu dienen, Verwirrung zu stiften, um staatliche stellen von ihrem rechtlich gebotenen

Handeln abzulenken sowie die mitarbeiterinnen und mitarbeiter durch vermeintliche schadens-

ersatzforderungen und drohungen einzuschüchtern. Einige „reichsbürger“ und „selbstverwal-

ter“ versuchen, ihre ideologie mit nachdruck und unter anwendung von gewalt zu verteidigen

und durchzusetzen. dadurch werden die sicherheitsbelange unseres landes tangiert. ich

habe daher bereits im dezember vergangenen Jahres die hessischen behörden gebeten,

alle vorhandenen und zukünftigen Erkenntnisse zu „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“

an das jeweils zuständige polizeipräsidium (staatsschutzkommissariat) zu übermitteln, sofern

andere rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. selbstverständlich kann auch das landesamt

für Verfassungsschutz entsprechend den gesetzlichen Vorschriften benachrichtigt werden.

mit der vorliegenden broschüre möchte ich alle betroffenen behörden in Hessen und ihre

mitarbeiterinnen und mitarbeiter durch informationen und Hilfestellungen unterstützen und

deren Handlungssicherheit stärken, um möglichen gefahren zu begegnen.

ihr

peter beuth
Hessischer minister des innern und für sport
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▶ 5

dEfiniTiOn
pErsOnEnpOTEnZial 
VOrgEHEnsWEisE

dEfiniTiOn

„reichsbürger“ und „selbstverwalter“ sind gruppierungen und Einzelpersonen, die aus un-

terschiedlichen motiven und mit unterschiedlichen begründungen die bundesrepublik

deutschland als staat sowie deren rechtssystem und staatsorgane nicht anerkennen. dem

grundgesetz und dem freiheitlichen rechtsstaat der bundesrepublik deutschland sowie ihren

demokratisch gewählten repräsentanten wird von „reichsbürgern“ die legitimation 

abgesprochen. dabei berufen sie sich unter anderem auf das historische deutsche reich,

verschwörungstheoretische argumentationsmuster oder ein selbst definiertes naturrecht.

„reichsbürger“ und „selbstverwalter“ sehen sich in gänze als außerhalb der rechtsordnung

stehend. sie sind deshalb in hohem maße bereit, Verstöße gegen die rechtsordnung zu 

begehen. „selbstverwalter“ behaupten nicht ein Weiterbestehen des deutschen reiches, son-

dern erklären ein von der bundesrepublik deutschland gänzlich unabhängiges Hoheitsgebiet.

1.
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die szene der „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ ist heterogen und zersplittert. in ihrer 

fundamentalen ablehnung der bundesrepublik deutschland und ihrer gesamten rechtsord-

nung ist sich diese szene jedoch einig. als rechtsextremistisch werden dabei jene aktivitäten

bewertet, die beispielsweise neben der fortexistenz des deutschen reiches zugleich rechts-

extremistische Elemente wie rassismus oder antisemitismus, fremdenfeindlichkeit, über-

steigerten nationalismus und völkischen Kollektivismus propagieren. für die Verwirklichung

ihrer Ziele tritt die „reichsbürgerbewegung“ aktiv ein, z.b. mit Werbeaktivitäten oder mit 

aggressiven Verhaltensweisen gegenüber den bundesdeutschen gerichten und behörden.

bestrebungen, die eine derart grundsätzliche ablehnung der bundesrepublik deutschland,

ihrer gesetze und institutionen beinhalten, bieten hinreichend tatsächliche anhaltspunkte zu

einer Einstufung als verfassungsfeindliche bestrebungen für eine beobachtung durch die

Verfassungsschutzbehörden. die „reichsbürgerbewegung“ wird deshalb seit dem 22. no-

vember 2016 durch den Verfassungsschutz beobachtet.

pErsOnEnpOTEnZial

das gegenwärtig erhobene personenpotenzial unterliegt einer dauerhaften überprüfung

durch die hessischen sicherheitsbehörden. derzeit (stand: 31. märz 2017) gehen die 

hessischen sicherheitsbehörden von rund 700 „reichsbürgern“ in Hessen aus.

VOrgEHEnsWEisE

immer häufiger kommt es vor, dass schreiben von „reichsregierungen“ oder „reichsbürgern“

u.a. an Verwaltungen und polizeidienststellen verschickt werden. unter Hinweis auf ihre „reichs-

bürgerschaft“ zweifeln die sogenannten „reichsbürger“ amtliche bescheide an, verweigern

bußgeldzahlungen, wollen keine gebühren zahlen oder werfen den Verwaltungsmitarbeite-

rinnen und Verwaltungsmitarbeitern rechtswidriges Handeln vor. Häufig werden auch „reichsaus-

weise“ sowie „reichsführerscheine“ als ausweispapiere verwendet, die im internet gegen be-

zahlung bestellt werden können. der personalausweis wird von diesen personen bewusst ab-

gelehnt und bei pass- und personalausweisbehörden aber auch anderen behörden abgegeben.

das Ziel der „reichsbürger“ ist u.a. Verwirrung zu stiften, um staatliche stellen von ihrem recht-

lich gebotenen Handeln abzulenken. geht man auf deren argumentation ein und will diese

widerlegen, so ist es nicht selten der fall, dass Erläuterungen der rechtsfragen zu weiteren

schritten der antragssteller führen. Häufig wird dabei auch mit rechtlichen oder sonstigen

Konsequenzen gedroht. nicht selten kommt es zu beschimpfungen und bedrohungen.

rechtsansprüche gegen „reichsbürger“ müssen oftmals mittels Zwangsvollstreckung durch-

gesetzt werden. Hierbei ist in betracht zu ziehen, dass „reichsbürger“ im falle einer solchen

maßnahme gewalt anwenden können.
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gEfÄHrdungs-
bEWErTung2.

die insbesondere in jüngster Vergangenheit bekanntgewordenen Ereignisse im Zusammen-

hang mit „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ und der festzustellende anstieg der durch

„reichsbürger“ begangenen gewaltstraftaten im bundesgebiet machen deutlich, dass die

anhänger der szene sich offenbar nicht mehr nur damit begnügen, ihre mitunter schwer

nachvollziehbare ideologie für sich auszuleben und das deutsche rechtssystem mittels pseudo-

juristischer schritte zu behindern, sondern vielmehr versuchen, ihre ideologie auch mit nach-

druck und zum Teil unter anwendung von gewalt zu verteidigen.

Je nach grad der ideologisierung bzw. Emotionalisierung dieser Klientel ist neben einer

hohen verbalen aggression, unter anderem in form von beleidigungen, bedrohungen, 

diskreditierungen oder ähnlichem, auch die anwendung von körperlicher gewalt zum nach-

teil von Vertretern staatlicher autorität einzukalkulieren. in Einzelfällen muss in betracht ge-

zogen werden, dass auch vor dem Einsatz von (schuss-)Waffen gegen behördliche

befugnisträger zum schutz der eigenen ideologie nicht zurückgeschreckt wird.
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VErHalTEns-
EmpfEHlungEn und
EigEnsicHErungs-
massnaHmEn

3.
Zu Vorfällen mit „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ kann es in allen behörden und Ver-

waltungen, aber auch darüber hinaus im privatleben kommen. da die betroffenen oftmals

nicht mit derartigen aktivitäten bzw. einem solchen auftreten rechnen, haben die „reichs-

bürger“ oft das überraschungsmoment auf ihrer seite. demzufolge ist es, insbesondere im

öffentlichen bereich, von hoher bedeutung, dass mitarbeiterinnen und mitarbeiter von 

behörden und Verwaltungen im rahmen der rechtlichen möglichkeiten über die in dortigem

Zuständigkeitsbereich agierenden „reichsbürger“ – mit denen sie im rahmen ihrer berufs-

ausübung zusammenkommen – über deren identität und jeweiligen Verhaltensweisen Kenntnis

erlangen.

die Erfahrungen zeigen, dass eine inhaltliche auseinandersetzung mit den argumenten der

„reichsbürger“ und „selbstverwalter“ nicht zielführend ist. daher gilt als Handlungsempfeh-

lung für die mitarbeiterinnen und mitarbeiter, sich weder im schriftverkehr noch in Telefon-

gesprächen auf eine diskussion um die rechtmäßige gründung der bundesrepublik

deutschland u.a. einzulassen und die Verwaltungstätigkeit gemäß der geltenden rechtslage

fortzusetzen.

Reichsbuerger_A5_24S_V9.qxp_148x210  11.04.17  16:03  Seite 8



▶ 9

35 Treten Sie ruhig, sicher und selbstbewusst auf. Wenn Sie ruhig wirken, sind Sie sicherer in Ihren Handlungen
und wirken meist auch beruhigend auf andere.

35 Verwenden Sie keinen Humor und keine Ironie, bleiben Sie sachlich.

35 Bestätigen Sie „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ nie in Ihrer Argumentation.

35 Versuchen Sie nicht, „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ zu „therapieren“. 

35 Lassen Sie sich auf keine Diskussion ein. 

35 Reagieren Sie nicht auf Proklamationen und Erklärungen.

35 Stellen Sie den eigenen Handlungsauftrag immer wieder in den Vordergrund.

35 Stellen Sie die zu erwartenden Konsequenzen für den „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ schnell, kurz und
prägnant dar, bevor sich überhaupt eine inhaltliche Diskussion entwickeln kann.

35 Vermeiden Sie Fachtermini und Erläuterungen von Gesetzestexten.

35 Geben Sie keine Vorzugsbehandlung und handeln Sie streng nach dem Dienstweg.

35 Lassen Sie die „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ nicht im Unklaren und kommunizieren Sie möglichst
klar und transparent, dass man ihren Ausführungen nicht folgen könne. Abgrenzung schafft hier Klarheit
und sorgt für Echtheit gegenüber dem Klienten. („Ja, ich habe deutlich verstanden, dass Sie das vollkommen
anders sehen, bitte nehmen Sie aber auch zur Kenntnis, dass meine Position, wie bereits erwähnt, eine grund-
legend andere ist und sich eine weitere Diskussion deshalb erübrigt!“ oder „Ich habe Sie verstanden, aber wie
bereits festgestellt, werden wir an dem Punkt nicht übereinkommen, weshalb ich darüber nicht mehr mit Ihnen
reden möchte!“).

35 Geben Sie Ihrem Gegenüber das Gefühl, ihn als Menschen ernst zu nehmen und keine unsachliche pauschale
Personenkritik zu üben („Sie spinnen doch!“), andererseits aber gleichzeitig konsequent die Haltung und 
Argumentation der „Reichsbürger“-Attitüde sanktionieren („Was Sie da sagen, kann ich nicht akzeptieren.“).
Konkrete Verhaltenskritik ist somit erlaubt, ja sogar erforderlich, um Ihre Sicht in der Sache zu verdeutlichen
(„Nein, wie ich schon erwähnte, bin ich nicht mehr bereit, mich auf Ihre Diskussion einzulassen!“).

35 Es ist legitim, wenn Sie dem „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ ins Wort fallen. Bleiben Sie dabei freundlich
und sachlich in der aktuellen Situation. Eine klare Abgrenzung („Das interessiert mich nicht, das sagten Sie
bereits, wir beide haben jetzt hier aber Folgendes zu regeln …“) und Rückführung zum aktuellen Geschehen
ist deshalb oftmals unvermeidlich.

EMPFEHLUNGEN IM 
KUNDENKONTAKT
(PERSÖNLICH/TELEFONISCH)

3
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35 Wenn Sie verbal angegriffen werden, seien Sie sich Ihrer Position bewusst und zeigen Sie deutlich, 
was Sie wollen. 

35 Halten Sie Kontakt zu Ihrem Gegenüber. Stellen Sie Blickkontakt her und versuchen Sie, die Kommunika-
tion herzustellen. 

35 Provozieren Sie nicht. Reden Sie laut, ruhig und deutlich. 

35 Können Sie den Konflikt nicht beilegen, rufen Sie eine Kollegin oder einen Kollegen, um Öffentlichkeit zu
erzeugen. Wenn Ihre Besucherin oder Ihr Besucher das Büro nach Aufforderung nicht verlassen will, gehen
Sie selbst und rufen den Sicherheitsdienst (sofern im Haus vorhanden) oder ggf. die Polizei.

35 Nutzen Sie konsequent die Möglichkeit der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch Verhängung von
Bußgeldern und deren Vollstreckung im Verwaltungswege. 

35 Zeigen Sie Beleidigungen, Bedrohungen und weitere strafrechtlich relevante Verhaltensweisen von „Reichs-
bürgern“ und „Selbstverwaltern“ unverzüglich den Strafverfolgungsbehörden an.

35 Reagieren Sie schnell und konsequent auf Anträge. 

35 Geben Sie auf konkret gestellte Anträge nur eine kurze schriftliche Antwort, da Erläuterungen der Rechts-
fragen die Antragsteller nicht überzeugen und in der Regel weitere Schreiben und Anfragen nach sich ziehen.

35 Melden Sie Schreiben mit rechtsextremem oder verfassungsfeindlichem Inhalt unverzüglich den Verfas-
sungsschutzbehörden und/oder der Polizei. 

EMPFEHLUNGEN IM 
SCHRIFTVERKEHR

EMPFEHLUNGEN BEI 
VERBALEN ANGRIFFEN

35 Ziehen Sie sich sofort zurück, machen Sie auf Ihre Lage aufmerksam.

35 Vermeiden Sie Körperkontakt! Ihre Gesundheit ist wichtiger als die Akten oder die Zimmereinrichtung.

35 Lösen Sie Alarm aus. Informieren Sie den Sicherheitsdienst und wählen Sie den Polizeinotruf 110. 

EMPFEHLUNGEN BEI
KÖRPERLICHEN ANGRIFFEN

R i h bü “ d S lb t lt “ ü li h d  St f f l b hö d  
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▶ 11

▶ Bereiten Sie sich bei planbaren Terminen mit bekannten „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ auf 
mögliche Gefährdungssituationen vor.

▶ Empfangen Sie nach Möglichkeit immer nur eine Person in Ihrem Büro.

▶ Empfangen Sie problematische Personen ggf. nur in Anwesenheit eines oder mehrerer weiterer Kollegen
im Büro. 

▶ Erkannte gewaltgeneigte „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ immer nur nach Terminankündigung 
empfangen und ggf. durch Mitarbeiter im Haus begleiten lassen. Lassen Sie die Person nicht unbeaufsichtigt.

▶ Vereinbaren Sie mit Kollegen ggf. ein Signal, um entsprechende Gefahrensituationen auch versteckt 
mitteilen zu können.

▶ Richten Sie ggf. feste Interventionsteams aus dem Kollegenkreis für Gefahrenlagen ein, die eine schnelle
Intervention im Rahmen der „Jedermann-Rechte“ durchführen können (z.B. vorläufige Festnahme gem. § 127
StPO, Notwehr gem. § 32 StGB, Selbsthilfe gem. § 229 BGB).

▶ Halten Sie in kritischen Gesprächssituationen die Türen zu Bereichen mit Publikumsverkehr grundsätzlich
geschlossen, um Solidarisierungseffekte zu verhindern.

▶ Achten Sie in Wartezonen auf ausreichende Beleuchtung, damit Handlungsabläufe rechtzeitig erkannt 
werden können.

▶ Ihr Arbeitsplatz sollte eine ausreichende Distanz zwischen Ihnen und Ihrem Gegenüber ermöglichen, um
Übergriffe zu erschweren. 

▶ Berücksichtigen Sie bei der Gestaltung des Büros persönliche Fluchtwege, um in Bedrängnissituationen
schnell ausweichen zu können. 

▶ Räumen Sie Gegenstände, die vom Gegenüber als Waffe eingesetzt werden können, nach Möglichkeit weg.
Verstauen Sie insbesondere Scheren, Locher, Hefter usw. 

▶ Bei begründeten Verdachtsfällen einer Bewaffnung Ihres Gegenübers bringen Sie sich und Ihre Kollegen
in Sicherheit und informieren Sie sofort die Polizei. 

▶ Nutzen Sie die Möglichkeit einer verhaltensorientierten Beratung durch Ihre örtliche Polizeidienststelle. 

▶ Besprechen Sie kollegiale Hilfe. Vereinbaren und üben Sie ein gemeinsames Vorgehen an Ihrem Arbeitsplatz.

HINWEISE ZUR VERMEIDUNG VON GEFAHRENLAGEN AM ARBEITSPLATZ 
FÜR BEHÖRDEN MIT PUBLIKUMSVERKEHR

     hö d  
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malTa-mascHE4.
das sogenannte malta-inkasso funktioniert dergestalt, dass die „reichsbürger“ und „selbstver-

walter“ schulden eines behördenmitarbeiters erfinden und diese in das Online-Handels-

register uniform comercial code (ucc) eintragen. dieses kann auch unter der internetadresse

(https://fortress.wa.gov/dol/ucc/) eingesehen werden. dort muss nur angegeben werden,

dass der schuld bislang nicht widersprochen wurde. anschließend werden die forderungen

an ein von „reichsbürgern“ gegründetes inkassounternehmen abgetreten. dieses bekommt

dann von einem gericht in malta die berechtigung, die erfundenen schulden in deutschland

einzutreiben. dabei wird regelmäßig weder die richtigkeit der angaben noch die Echtheit

der vorgelegten dokumente geprüft. Zwischen dem 15. und dem 30. Tag nach der Zustellung

mussten die betroffenen bisher persönlich und mit einem in malta zugelassen anwalt in malta

erscheinen und die ansprüche bestreiten, ansonsten erging ohne schlüssigkeitsprüfung ein

in deutschland vollstreckbares urteil. bei der suche nach dem für die anerkennung und Voll-

streckung örtlich zuständigen gericht in malta kann auf den Europäischen gerichtsatlas für

Zivilsachen zurückgegriffen werden. sofern die forderung unwidersprochen blieb, konnte

das Verfahren letztlich in einem Versäumnisurteil münden. nach derzeitigem Kenntnisstand

hat die maltesische regierung der deutschen bundesregierung in der Zwischenzeit zugesi-

chert, dass eine solche Vorgehensweise nicht mehr praktiziert wird. Ob eine Vollstreckung

gegen einen amtsinhaber möglich wäre, durfte ohnehin bezweifelt werden. die Verordnung

(Eg) nr. 805/2004 über den Europäischen Vollstreckungstitel findet nur in Zivil- und Handels-

sachen anwendung. schon daran dürfte es bei (abgetretenen) ansprüchen von privatpersonen

gegen deutsche amtsträger wegen ihrer hoheitlichen Tätigkeit fehlen (vgl. die ausführungen

der bundesregierung in der antwort auf eine Kleine anfrage der fraktion die linke, druck-

sache 18/9978).

seit anfang 2015 sind bereits bei verschiedenen deutschen gerichten in mehreren bundes-

ländern Zustellungsersuchen aus malta eingetroffen. nach auffassung des bundesministeri-

ums der Justiz und für Verbraucherschutz (bmJV) und des auswärtigen amtes (aa) sind

jedoch europäische Zivilrechtsverordnungen auf diese forderungen nicht anwendbar, da es
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sich dem grunde nach um (behauptete) amtshaftungsansprüche handelt. laut bmJV handelt

es sich bei dem Versuch, die erhobenen behauptungen von forderungen gegen Träger staat-

licher gewalt im rahmen ihres hoheitlichen Handelns in einem Zivilverfahren titulieren zu las-

sen, um betrugsversuche. den betroffenen mitarbeiterinnen und mitarbeitern wird daher

nahegelegt, solche Versuche des prozessbetrugs zur anzeige zu bringen. in einem schreiben

des aa an alle landesjustizverwaltungen werden diese gebeten, sämtliche dort im geschäfts-

bereich bekannt gewordenen fälle an das aa zu übermitteln, damit diese fälle von der deut-

schen botschaft in Valletta mit der dortigen generalstaatsanwaltschaft aufgenommen werden

können. Zudem teilte das aa mit, dass Eintragungen ausländischer amtsträger in das oben-

genannte ucc register grundsätzlich unzulässig seien. daher könnten deutsche behörden

problemlos formlose löschungsanträge stellen. Hierzu gibt es bei dem ucc folgende 

Kontaktperson:

Jackie gansberg

notary public program; 

uniform commercial code program

pOb 9660; Olympia, Washington 98507-9660

E-mail: ucc@dol.wa.gov 

Tel.: (360) 664 1503

löschungsanträge könnten unmittelbar per E-mail an diese gerichtet werden. Wichtig sei bei

der beantragung die übermittlung der file number, datum und namen der betroffenen per-

sonen – hier sollten nach Eindruck des aa angaben sowohl zum antragsteller (secured party)

wie auch zum belasteten (debtor) gemacht werden. das aa teile mit, dass so bereits mehrere

Eintragungen gelöscht werden konnten.

allein die anzeige eines betrugsversuches beseitigt bei einem vollstreckbaren Titel nicht die

möglichkeit der Vollstreckung in das privatvermögen. Jedoch könnten nach auskunft des aa

auf dieser grundlage mittels strafrechtlichen rechtshilfeersuchens die maltesische general-

staatsanwaltschaft die rechtsaktivitäten dieser inkassounternehmen in malta für einen zu-

nächst auf 135 Tage festgesetzten Zeitraum aussetzen. grundsätzlich kann in diesen fällen

für die rechtsverteidigung seitens des dienstherren rechtschutz gewährt werden.

derzeit sind keine fälle bekannt, in welchen es zu Vollstreckungen bzw. Vollstreckungsversu-

chen gegenüber deutschen amtsträgern gekommen ist. das Hessische ministerium der Justiz

steht diesbezüglich mit der bundesregierung in Kontakt.
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lEgalEr 
WaffEnbEsiTZ5.

Einige „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ sind sogenannte legalwaffenbesitzer. das bedeu-

tet, dass sie beispielsweise als Jäger, sportschütze und/oder Waffensammler im besitz waf-

fenrechtlicher Erlaubnisse sind. dies deckt sich mit der bundesweiten feststellung, dass der

szene eine „hohe Waffenaffinität“ bescheinigt wird. aufgrund der legalen möglichkeiten, auf

Waffen und munition zuzugreifen, ist von einem hohen gefahrenpotenzial der gruppe aus-

zugehen. dies gilt in besonderem maße deshalb, weil das staatliche gewaltmonopol nicht

anerkannt und im gegenzug die eigene Wehrhaftigkeit und ein angebliches recht auf den

bewaffneten „Widerstand“ propagiert wird.

aufgrund der sicherheitsbehördlichen gefährdungseinschätzung und der Waffenaffinität von

„reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ kommt der prüfung der waffenrechtlichen Zuverläs-

sigkeit nach § 5 des Waffengesetzes (Waffg) besondere bedeutung zu. nach dem Willen des

gesetzgebers soll der umgang mit erlaubnispflichtigen Waffen oder munition nur solchen

personen eröffnet werden, bei denen keinerlei anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie diese

nicht im Einklang mit der rechtsordnung einsetzen werden. daher besitzen nach § 5 abs. 1

nr. 2 buchstabe b und c Waffg personen die erforderliche Zuverlässigkeit nicht, bei denen

Tatsachen die annahme rechtfertigen, dass sie mit Waffen oder munition nicht vorsichtig oder

sachgemäß umgehen oder diese gegenstände nicht sorgfältig verwahren werden bzw. Waf-

fen oder munition personen überlassen werden, die zur ausübung der tatsächlichen gewalt

über diese gegenstände nicht berechtigt sind. 

die ablehnung der rechtsordnung und der staatlichen Einrichtungen der bundesrepublik

deutschland durch „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ steht im Widerspruch zu den 

waffenrechtlichen anforderungen an die Zuverlässigkeit. Wer die hiesige rechtsordnung für

sich als unverbindlich ansieht, bietet keine gewähr, mit Waffen nur so umzugehen, wie es

diese rechtsordnung zulässt. auch die strengen regeln zum umgang mit und zur aufbewah-

rung von Waffen sind Teil der rechtsordnung, die „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ für

sich als unverbindlich betrachten. dies lässt befürchten, dass sich diese personen nicht an die 
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Vorgaben des Waffengesetzes halten werden. „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ besitzen

daher – vorbehaltlich der im jeweiligen Einzelfall von der zuständigen Waffenbehörde vorzu-

nehmenden prüfung der Versagens- oder Widerrufsgründe – nicht die waffenrechtliche 

Zuverlässigkeit.

sofern eine Zuordnung zur „reichsbürgerbewegung“ aufgrund eigener waffenbehördlicher

Erkenntnisse eindeutig ist, sollte umgehend ein Verfahren zur Versagung bzw. zum Widerruf

der Waffenerlaubnis wegen fehlender waffenrechtlicher Zuverlässigkeit nach § 5 abs. 1 nr. 2

buchstabe b und c Waffg eingeleitet und der betroffene angehört werden. ist eine Zuordnung

zweifelhaft, sollte die Erkenntnismitteilung der sicherheitsbehörden (Hessisches landeskrimi-

nalamt – HlKa, landesamt für Verfassungsschutz – lfV) abgewartet und in die gesamtwürdigung

einbezogen werden. in jedem fall sollte vor der anhörung zur Versagung bzw. zum Widerruf

mit der polizei Kontakt aufgenommen werden, um mögliche weitere schritte abzustimmen.

andere, eine waffenrechtliche unzuverlässigkeit begründende Tatbestände bleiben unberührt.

sofortige sicherstellungen nach § 46 abs. 4 Waffg sind in fällen möglich, in denen anhalts-

punkte dafür bestehen, dass entweder bereits durch die behördliche Konfrontation mit einem

möglichen Erlaubniswiderruf eine Verschärfung der situation zu befürchten ist und/oder der

betroffene die Waffen beiseiteschaffen wird. Entsprechende maßnahmen sollten nur in enger

abstimmung mit der polizei durchgeführt werden.

insbesondere in fällen, in denen betroffene bereits gewalttätig wurden, drohungen ausspra-

chen oder besonders renitent gegenüber behörden auftraten, sollte konsequent auch vom

mittel des präventiven Waffenbesitzverbotes nach § 41 Waffg gebrauch gemacht werden.

Zur gewährleistung eines möglichst einheitlichen Vorgehens können den Waffenbehörden

vorliegende Einzelfälle im rahmen von „fallkonferenzen“ gemeinsam mit den aufsichtsbe-

hörden (regierungspräsidien, Hessisches ministerium des innern und für sport), ggf. unter

beteiligung von Vertreten der sicherheitsbehörden, erörtert werden.
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sTaaTsangEHörig-
KEiTsausWEis; 
EinTragung in das
sOg. EsTa-rEgisTEr

6.
Zur ausstellung eines staatsangehörigkeitsausweises beantragen die „reichsbürger“ und

„selbstverwalter“ häufig mit zweifelhaften und wechselnden begründungen die feststellung

des bestehens der deutschen staatsangehörigkeit (§ 30 abs. 1 satz 1, abs. 3 satz 1 des staats-

angehörigkeitsgesetzes – stag); der staatsangehörigkeitsausweis wird dabei oftmals auf-

grund der farbe des amtlichen Vordrucks als „gelber schein“ bezeichnet. Entsprechend dem

im Verwaltungsprozess erforderlichen allgemeinen rechtsschutzbedürfnis wird von der

rechtsprechung im rahmen von feststellungsverfahren nach § 30 abs. 1 stag als ausdruck

eines allgemeinen ungeschriebenen rechtsgrundsatzes auch im Verwaltungsverfahren vor

behörden ein schutzwürdiges sachbescheidungsinteresse der antragstellerin oder des 

antragstellers an der von ihm beantragten amtshandlung gefordert (vgl. Vg potsdam, urteil

vom 14. märz 2016, az.: Vg 8 K 4832/15). in fällen, in denen offensichtlich und ohne nach-

vollziehbaren sachgrund die ausstellung eines staatsangehörigkeitsausweises beantragt

wird, da zum beispiel die vorgelegten nachweise keine Zweifel am fortbestehen der deut-

schen staatsangehörigkeit zulassen oder die staatsangehörigkeit auch nicht von der zustän-

digen staatsangehörigkeitsbehörde oder anderen behörden in frage gestellt wird, liegt 

in der regel ein entsprechendes sachentscheidungsinteresse nicht vor. sofern von „reichs-

bürgern“ oder „selbstverwaltern“ die feststellung der staatsangehörigkeit des „Königreichs

preußen“ oder einer anderen erfundenen staatsangehörigkeit beantragt wird, bietet die deut-

sche rechtsordnung außerhalb des feststellungsverfahrens nach § 30 stag keine anspruchs-

grundlage für eine derartige feststellung (vgl. OVg münster, beschluss vom 22. november

2016, az.: 19 a 1457/16; Vg frankfurt am main, gerichtsbescheid vom 28. september 2016,

az.: 1 K 3750/15.f).

neben der ausstellung von staatsangehörigkeitsausweisen beantragen die „reichsbürger“

und „selbstverwalter“ nach § 33 abs. 1 stag oftmals auch die Eintragung des Erwerbs ihrer

deutschen staatsangehörigkeit in das vom bundesverwaltungsamt geführte register für

staatsangehörigkeitsangelegenheiten (sog. Esta-register). in der regel wird gefordert, 

dass die Eintragung als Erwerbsgrund das reichs- und staatsangehörigkeitsgesetz vom
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22.  Juli 1913 enthält. bis zum 1.  november 2016 war es mangels einer ausdrücklichen 

gesetzlichen grundlage umstritten, ob der grund für den Erwerb der deutschen staatsange-

hörigkeit überhaupt in dieses register eingetragen werden durfte bzw. musste. durch 

das Erste gesetz zur Änderung des bundesmeldegesetzes und weiterer Vorschriften vom

11. Oktober 2016 (bgbl. i s. 2218) wurde § 33 abs. 2 nr. 2 stag dahingehend geändert, dass

nunmehr u.a. auch der rechtsgrund des Erwerbs der staatsangehörigkeit in das register ein-

getragen werden muss. dabei können jedoch nur noch abstrakte Erwerbstatbestände 

eingetragen werden, also z.b. „Erwerb durch geburt“; eine angabe der rechtsgrundlage 

erfolgt nicht. die bislang oftmals begehrte Eintragung „Erwerb nach § 4 abs. 1 des reichs-

und staatsangehörigkeitsgesetz für das deutsche reich – rustag“ ist aufgrund dieser Ände-

rung daher nicht mehr möglich.

darüber hinaus wird u.u. auch ein entsprechender Eintrag in das melderegister begehrt. auch

dort ist er weder rechtlich zulässig noch technisch möglich.
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pass- und pErsOnal-
ausWEisrEcHT7.

in den pass- und personalausweisbehörden tritt der personenkreis, bei dem von einer Zuge-

hörigkeit zu den „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ ausgegangen wird, mit unterschied-

lichen anliegen auf. immer häufiger werden den pass- und personalausweisbehörden

ausweisdokumente von „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ entweder persönlich oder

per post zurückgegeben. als begründung werden z.b. Eintragungen in pässen und personal-

ausweisen beanstandet, die nach auffassung der ausweisinhaberin oder des ausweisinha-

bers zur ungültigkeit der ausweisdokumente führen würden. Häufig wird die Eintragung der

staatsangehörigkeit „deutsch“ nicht akzeptiert und eine Eintragung der staatsangehörigkeit

„preußisch“ beantragt. nicht selten wird die Einziehung von in der gültigkeit abgelaufenen,

aber auch von noch gültigen ausweisdokumenten beantragt. dabei weisen in nicht wenigen

fällen die zurückgegebenen ausweise beschädigungen auf, die zur ungültigkeit des aus-

weisdokumentes führen, wie z.b. brandspuren oder offensichtliche beschädigungen des in-

tegrierten sicherheitsfadens an dem plastifizierten datenträger, die die ausweisinhaberin

oder der ausweisinhaber selbst vorgenommen hat. Weitere antragsbegehren der „reichs-

bürger“ und „selbstverwalter“ sind die Kündigung der „personaleigenschaft“ oder die 

löschung des „personalkontos“.

im fall der rückgabe von ausweisdokumenten wird in bezug auf den betroffenen der Verstoß

gegen die ausweispflicht nach § 1 abs. 1 satz 1 personalausweisgesetz (pauswg) zu prüfen

sein, der nach § 32 abs. 1 nr. 1 pauswg als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann.

Zu den von „reichsbürgern“ und „selbstverwaltern“ vorgetragenen gründen, die nach deren

auffassung zur ungültigkeit der ausweisdokumente führen würden, sollte es in der regel

ausreichen, darauf hinzuweisen, dass die ausweisdokumente den rechtlichen Vorgaben des

pass- und personalausweisgesetzes entsprechen. beschädigungen an pässen und personal-

ausweisen, die die ausweisinhaberin oder der ausweisinhaber offensichtlich selbst vorge-

nommen hat, führen zur ungültigkeit des ausweises; über die sicherstellung und Einziehung

des ausweisdokumentes ist von der zuständigen pass- und personalausweisbehörde im

pflichtgemäßen Ermessen zu entscheiden.
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bEglaubigungs-
bEgEHrEn8.

gelegentlich wenden sich „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ an Verwaltungen und legen

„urkunden“ und andere dokumente zur beglaubigung vor oder begehren eine unterschrifts-

beglaubigung nach §§ 33 und 34 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfg). die in-

halte der dokumente stehen regelmäßig im Widerspruch zu den bestimmungen des

grundgesetzes und der gesetze. beispielsweise steht in diesen dokumenten „das grundge-

setz der brd ist keine Verfassung“ oder es wurde die beglaubigung einer unterschrift auf

einer sogenannten „urkunde, umsetzung artikel 146 gg – die macht geht vom Volke aus“

beantragt.

anträge auf Vornahme einer beglaubigung von dokumenten oder der unterschrift auf schrift-

stücken, deren inhalt im Widerspruch zu den bestimmungen des grundgesetzes und der ge-

setze stehen, sind abzulehnen. besondere Vorsicht ist bei veränderten urkunden, die den

Eindruck eines öffentlichen dokumentes erwecken, geboten.

außerhalb des anwendungsbereiches der §§ 33 und 34 HVwVfg sind fälle bekannt gewor-

den, in denen „reichsbürger“ und „selbstverwalter“ die ausstellung von apostillen oder die

beglaubigung von öffentlichen urkunden zur Vorlage im ausland beantragen, um damit do-

kumentenmissbrauch zu begehen. beispielsweise wird die ausstellung einer geburtsurkunde

ohne angaben der Eltern nach § 59 abs. 2 personenstandsgesetz (pstg) beantragt. mit der

begründung, dass diese urkunde für das ausland benötigt wird, lässt die bzw. der betroffene

auf dieser urkunde eine apostille anbringen. anschließend wird die urkunde von der bzw.

dem betroffenen selbst mit einem passbild versehen und bei der Verwaltung einer Kirchen-

gemeinde zum „abstempeln“ vorgelegt. dieses „Werk“ wird sodann missbräuchlich als reise-

und ausweisdokument benutzt.
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VOllsTrEcKung9.
die jüngsten Vorkommnisse verdeutlichen, dass anhänger der „reichsbürger“ und „selbst-

verwalter“ in hohem maße bereit sind, Verstöße gegen die rechtsordnung, zum Teil auch

unter anwendung von gewalt, zu begehen. bei Vollstreckungsmaßnahmen nach dem Hessi-

schen Verwaltungsvollstreckungsgesetz (HessVwVg) besteht daher auf seiten der Vollstre-

ckungsbehörden aus gründen der „Eigensicherung“ der Vollzugskräfte sowie des schutzes

zugezogener Zeugen und Hilfspersonen (vgl. § 8 HessVwVg) ein nachvollziehbares bedürfnis,

Kenntnis davon zu erlangen, ob es sich bei dem Vollstreckungsschuldner um eine person han-

delt, die der „reichsbürgerbewegung“ angehört.

liegen bei der Vollstreckungsbehörde anhaltspunkte für die annahme vor, dass die Vollstre-

ckungsschuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner der „reichsbürgerbewegung“ ange-

hört, kann sie zunächst bei anderen stellen ihres rechtsträgers (stadt, gemeinde oder

landkreis) Erkundigungen einziehen, ob diesen bekannt ist, dass die von einem Vollstre-

ckungsverfahren betroffene person zu den „reichsbürgern“ oder „selbstverwaltern“ gehört.

diese anfrage ist nach § 12 abs. 2 nr. 3 Hessisches datenschutzgesetz (Hdsg) zulässig, wenn

keine von der Vollstreckungsbehörde zu beachtenden rechtsvorschriften einer mitteilung an

die andere stelle entgegenstehen, dass ein Vollstreckungsverfahren gegen die betroffene

person anhängig ist. das personenbezogene datum der betroffenen person, das die Zuge-

hörigkeit zur „reichsbürgerbewegung“ zum inhalt hat, kann bei den öffentlichen stellen, zum

beispiel bei der pass- und personalausweisbehörde für die Erfüllung der eigenen aufgaben

gespeichert sein (§ 11 abs. 1 satz 1 Hdsg). die auskunft der öffentlichen stelle an die Voll-

streckungsbehörde, dass die betroffene person zur „reichsbürgerbewegung“ gehört, ist nach 

§ 13 abs. 2 satz 1 i.V.m. § 12 abs. 2 nr. 3 Hdsg zulässig. nach § 13 abs. 2 satz 1 Hdsg dürfen

personenbezogene daten zu Zwecken, für die sie nicht erhoben oder gespeichert worden

sind, verarbeitet werden, wenn dies aus den in § 12 abs. 2 und 3 Hdsg genannten gründen

zulässig ist, mithin auch für die durchführung von Vollstreckungsverfahren durch die Vollstre-

ckungsbehörden und Vollziehungsbeamten der städte, gemeinden und landkreise. die

übermittlung an die Vollstreckungsbehörde bedeutet zwar eine Zweckänderung, die aber
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unter beachtung der Voraussetzungen des § 12 abs. 2 nr. 3 Hdsg zulässig ist. nach § 12

abs. 2 nr. 3 Hdsg dürfen daten bei öffentlichen stellen im Einzelfall ohne Kenntnis des be-

troffenen erhoben werden, wenn die abwehr erheblicher nachteile für das allgemeinwohl

oder von gefahren für leben, gesundheit und persönliche freiheit dies gebietet. 

führt eine anfrage der Vollstreckungsbehörde innerhalb des eigenen rechtsträgers zu kei-

nem Ergebnis, kann auf den örtlich üblichen informationswegen an das zuständige polizei-

präsidium eine entsprechende anfrage gerichtet werden. Eine solche anfrage ist nach 

§ 22 abs. 5 satz 1 des Hessischen gesetzes über die öffentliche sicherheit und Ordnung

(HsOg) zulässig, soweit die von der Vollstreckungsbehörde zu beachtenden rechtsvorschrif-

ten nicht entgegenstehen. 
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ansprEcHparTnEr
Zum THEma 
„rEicHsbürgEr“

und „sElbsTVErWalTEr“

10.
Im sicherheitsbehördlichen Bereich:

Hessisches Informations- und Kompetenzzentrum gegen Extremismus (HKE)

das HKE koordiniert alle landesweiten maßnahmen der Extremismusprävention und -inter-

vention. Zur förderung von maßnahmen stehen über das landesprogramm „Hessen – aktiv

für demokratie und gegen Extremismus“ für das Jahr 2017 rund 4 millionen Euro zur 

Verfügung.

▶ Kontakt: friedrich-Ebert-allee 12

65185 Wiesbaden

Tel.: 0611/3530

www.hke.hessen.de

Landesamt für Verfassungsschutz Hessen (LfV)

als frühwarnsystem informiert das lfV Hessen zuständige stellen über verfassungsfeindliche

bestrebungen, damit diese die erforderlichen maßnahmen einleiten können. das lfV bietet

im rahmen der aufklärenden und beratenden prävention seine Expertise in form von 

broschüren, Vorträgen, sensibilisierungsveranstaltungen und konkreten fallberatungen an.

▶ Kontakt: Konrad-adenauer-ring 49

65187 Wiesbaden

Tel.: 0611/7200

www.lfv.hessen.de

Örtliche Polizeidienststellen

Zum polizeilichen aufgabenbereich gehört auch der staatsschutz und damit die bearbeitung

von straftaten der politisch motivierten Kriminalität sowie die Erstellung von gefährdungs-

analysen für personen, Objekte und institutionen, die aus den phänomenbereichen der 

politisch motivierten Kriminalität erwachsen.
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Im zivilgesellschaftlichen Bereich:

Demokratiezentrum Hessen

das demokratiezentrum Hessen, ein zivilgesellschaftlicher partner des landes, fungiert als

geschäftsstelle des „beratungsnetzwerks hessen – gemeinsam für demokratie und gegen

rechtsextremismus“. dieses stellt u.a. für Kommunen und behörden beratungsangebote zur

Verfügung, um rechtsextremismus in Hessen entgegenzuwirken und betroffenen  zu helfen.

▶ Kontakt: philipps-universität marburg

Wilhelm-röpke-str. 6 a

35032 marburg
Tel.: 06421/2821110
www.beratungsnetzwerk-hessen.de
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